
Das Strafrecht der Deutschen Demokratischen Repu­
blik kennt die Strafe der bedingten Verurteilung bisher 
nur für Jugendliche. Das Jugendgerichtsgesetz, das den 
Gedanken der Erziehung in den Vordergrund stellt, 
regelt in § 18 die bedingte Verurteilung, d. h. die Mög­
lichkeit, daß das Gericht unter bestimmten Voraus­
setzungen die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe mit 
dem Ziel des Straferlasses aussetzt. Dabei entsprechen 
die Voraussetzungen für die Anwendung dieser Strafart 
und die Art und Weise ihrer Durchführung den Beson­
derheiten, die sich aus der Aufgabe der Erziehung 
jugendlicher Rechtsverletzer ergeben. Das allgemeine 
Strafrecht enthält die bedingte Verurteilung bisher nicht.

Der Hinweis auf die aus unserer Entwicklung sich 
ergebende Notwendigkeit einer solchen Strafart kam 
von verschiedenen Seiten. So erklärt sich die Tatsache, 
daß bedingte Strafaussetzung gern. § 346 StPO unmittel­
bar nach Erlaß des Urteils gewährt wurde, in einer 
Reihe von Fällen aus dem Suchen des Gerichts, die 
Wirkung einer bedingten Verurteilung zu erreichen. 
Eine solche Handhabung des § 346 StPO entspricht je­
doch nicht dem Sinn dieser Bestimmung, die ihrer Natur 
nach eine Bestimmung der Strafvollstreckung ist und 
erst im Laufe des Strafvollzuges und dessen Auswir­
kung auf den Verurteilten entsprechend angewandt 
werden soll. Des weiteren zeigt die ständige Abnahme 
der Kriminalität, daß wir zur Bekämpfung von Ver­
brechen nicht mehr in allen Fällen auf eine in das 
Leben eines Bürgers und seiner Familie so einschnei­
dende Maßnahme wie die Freiheitsentziehung zurück­
zugreifen brauchen. So wenig, wie § 346 StPO die Lücke 
unseres Strafensystems schließen konnte, war aber auch 
die nach dem Strafgesetzbuch uns zur Verfügung ste­
hende weitere Strafart der Geldstrafe dazu geeignet. 
Die Geldstrafe ist ihrem Charakter nach nicht in jedem 
Fall, in dem eine Freiheitsentziehung nicht angebracht 
ist, die richtige Strafe. Sie ist bei leichteren Delikten 
angemessen, die vor allem auf dem Motiv der Bereiche­
rung, des Egoismus, der Gewinnsucht beruhen, entbehrt 
aber z. B. bei einem fahrlässig herbeigeführten Ver­
kehrsunfall u. a. jeder inneren Beziehung zur Tat. Auf 
der anderen Seite bringt sie die moralisch-politische 
Mißbilligung einer Handlung im allgemeinen nicht ein­
dringlich genug zum Ausdruck, so daß sie auch bei 
leichteren Verletzungen des Volkseigentums nicht als 
ausreichend erschien. Dazu kommt, daß nach der bishe­
rigen Regelung jede Geldstrafe, die nicht beitreibbar 
war, wieder nadi einem vorher festgelegten „Umrech­
nungskurs“ in eine Freiheitsstrafe umgewandelt werden 
mußte, so daß der qualitative Unterschied zwischen 
einer Geldstrafe und einer Freiheitsstrafe immer wieder 
aufgehoben wurde.

Die Einführung der neuen Strafarten der bedingten 
Verurteilung und des öffentlichen Tadels folgt daher 
unmittelbar aus unserer gesellschaftlichen Entwicklung 
und bedeutet in der Überwindung der Freiheitsstrafe 
als herrschender Strafart einen bedeutenden Schritt 
auf dem Wege zur Entwicklung eines sozialisti­
schen Strafrechts. L e n i n  hat bereits 1919 die Bedeu­
tung der bedingten Verurteilung und des öffentlichen 
Tadels hervorgehoben, und im Programm der KPR (B) 
wurde auf diese neuen, den Charakter der Strafe über­
haupt ändernden Strafarten als eine der wichtigsten 
Errungenschaften der Sowjetmacht hingewiesen5).

Der Gesetzentwurf sieht vor, daß eine Verurteilung 
zu einer Gefängnisstrafe bis zu zwei Jahren bedingt 
ausgesprochen werden kann. Voraussetzung einer sol­
chen bedingt ausgesprochenen Verurteilung ist, daß der 
Grad der Gesellschaftsgefährlichkeit der Tat, die Um­
stände, unter denen sie begangen wurde, und das Ver­
halten des Täters vor und nach Begehung der Straftat 
dies rechtfertigen — Umstände, die also sowohl auf der 
subjektiven als auch auf der objektiven Seite des Ver­
brechens liegen. Die bedingte Verurteilung bewirkt, 
daß die festgesetzte Strafe nur vollstreckt wird, wenn 
der Verurteilte während einer vom Gericht festzusetzen­
den Bewährungszeit von einem Jahr bis zu fünf Jahren 
eine neue Straftat begeht, für die eine mehr als drei­
monatige Gefängnisstrafe ausgesprochen wird. Dies ist 
der einzige Umstand, der den Eintritt der Bedingung 
herbeizuführen vermag. Dagegen kennen wir bei der

5) vgl. Alexejew, „Fragen des Allgemeinen Teils des Straf­
rechts in der UdSSR“, Staat und Recht 1956, Heft 2, S. 182.

bedingten Verurteilung Erwachsener keinerlei Auflagen 
oder Weisungen an den Verurteilten für die Dauer der 
Bewährungsfrist, von deren Einhaltung etwa Voll­
streckung oder Erlaß der bedingt ausgesprochenen Frei­
heitsstrafe abhängen. Ist die Bewährungsfrist abgelau­
fen, ohne daß eine erneute Straftat begangen wurde, 
so stellt das Gericht durch Beschluß fest, daß der Ver­
urteilte als nicht bestraft gilt. Mit diesem Beschluß wird 
nach dem Entwurf des neuen Gesetzes über Eintragung 
und Tilgung im Strafregister die Strafe auch im Regi­
ster gelöscht

Wir betrachten in systematischer Hinsicht die be­
dingte Verurteilung als eine selbständige, besondere 
Strafart, die dadurch gekennzeichnet ist, daß sie im 
Normalfall eine Strafe ohne Freiheitsentziehung sein 
soll. Demgegenüber sieht die weit überwiegende west­
deutsche Auffassung in der bedingten Verurteilung nur 
eine „Modifikation der Gefängnisstrafe“ (M a u r a c h ), 
eine dem zu Freiheitsstrafe Verurteilten „ausnahms­
weise“ vom Gericht gegebene Möglichkeit, eine 
„Chance“, sich den Erlaß der Strafe zu „verdienen“. 
Wir unterscheiden sie aber auch von der — prozes­
sualen — Gewährung bedingter Strafaussetzung, die 
erst, entsprechend den gesetzlich festgelegten Voraus­
setzungen, gewährt werden soll, wenn ein Teil der 
Strafe bereits verbüßt ist. A l e x e j e w 6 )  vertritt für 
eine künftige sowjetische Regelung die Meinung, daß 
die bedingte Verurteilung als eine „besondere Art der 
Vollstreckung des Urteils und nicht als eine besondere 
Form der Strafe“ beibehalten bleiben solle. Wir sind 
demgegenüber der Ansicht, daß dadurch der besondere 
Charakter der bedingten Verurteilung als einer typisch 
sozialistischen Strafart, die die Freiheitsentziehung 
bereits überwindet, verwischt wird; deshalb zeigt auch 
die bedingte Verurteilung des Entwurfs sowohl den 
Voraussetzungen, der Durchführung wie den Folgen 
nach bestimmte, bewußt geschaffene Unterschiede zu 
der bedingten Strafaussetzung der Straf Prozeßordnung!.

Während die bedingte Verurteilung — wenn auch 
unseren Vorstellungen nach nur als Ausnahme — mit 
der Freiheitsentziehung noch in Verbindung steht, ist 
dies beim öffentlichen Tadel nicht mehr der Fall. Er 
ist eine Strafe, die allein durch die öffentliche Miß­
billigung des Verhaltens den Verurteilten zur Erkennt­
nis der Verwerflichkeit und Gesetzwidrigkeit seines 
Handelns führen und ihn dadurch zur künftigen ver­
antwortungsbewußten Erfüllung seiner Pflichten an- 
halten soll. Bei bereits erlassenen Gesetzen, die ja diese 
Strafart noch nicht androhen können, kann der öffent­
liche Tadel dann ausgesprochen werden, wenn das 
verletzte Strafgesetz Gefängnis androht und nicht eine 
Mindeststrafe von mehr als einem Monat vorgesehen 
ist. In jeder derartigen Strafbestimmung ist daher die 
Sanktion „wird mit . . . bestraft“ um die Worte: „oder 
öffentlichem Tadel“ ergänzt zu lesen. Damit ist in brei­
tem Maße die Möglichkeit gegeben, den öffentlichen 
Tadel auch für Tatbestände des Strafgesetzbuchs an­
zuwenden; denn bekanntlich legt der überwiegende 
Teil dieser Tatbestände keine Mindestdauer von mehr 
als einem Monat Gefängnisstrafe fest.

In neuen Gesetzen und Verordnungen kann der 
öffentliche Tadel allein oder wahlweise neben anderen 
Strafen angedroht werden. Die Strafe des öffentlichen 
Tadels soll nach dem Entwurf des Gesetzes über die 
Eintragung und Tilgung im Strafregister innerhalb der 
kürzesten vorgesehenen Frist, der Frist von zwei 
Jahren, getilgt werden.

Beiden Strafarten gemeinsam ist, daß ihr Haupt­
gewicht auf der Erziehungswirkung liegt. Dabei geht 
diese einmal von dem Gerichtsverfahren und dem 
Strafausspruch aus. Es wird aber weiter vor allem bei 
der bedingten Verurteilung mit der Erziehung durch 
unsere sozialistische Gesellschaft, insbesondere in un­
seren sozialistischen Betrieben, in den LPG, MTS, 
aber auch in den Hausgemeinschaften, durch die gesell­
schaftlichen Organisationen, den FDGB, die FDJ, ge­
rechnet. Wir haben unseren gegenwärtigen Bedingun­
gen entsprechend davon abgesehen, als weitere Straf­
art die Strafe der Besserungsarbeit ohne Freiheitsent­
ziehung einzuführen, da es bei uns zur Zeit an einer 
Reihe von Voraussetzungen dazu fehlt. Wenn wir aber 
bei der bedingten Verurteilung v.or allem mit der Kraft
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6) a. a. O. S. 183.


